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Das Verwaltungsgericht Düsseldorf hat entschieden, dass die Verordnung über den Mutterschutz der Beamtinnen in Nordrhein-Westfalen (MuSchVB) nicht mit der Europäischen Richtlinie „über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz“ (92/85/EWG) vereinbar ist. Es hat der Klägerin einen unmittelbaren Anspruch auf die in dieser Richtlinie geregelte Schutzfrist zugesprochen. Nach § 8 der Richtlinie haben die Mitgliedstaaten Maßnahmen zu ergreifen, dass den entbindenden Arbeitnehmerinnen mindestens 14 Wochen ununterbrochener Mutterschaftsurlaub gewährt wird, der sich entsprechend den einzelstaatlichen Gepflogenheiten auf die Zeit vor und / oder nach der Entbindung aufteilen kann. Als Frist für die Umsetzung dieser Richtlinie wurde der 19.10.1994 bestimmt.

Der nordrhein-westfälische Verordnungsgeber passte jedoch die MuSchVB nicht so an, dass auch für den Fall einer Entbindung vor dem ausgezählten Termin, die keine Frühgeburt darstellt, ein Mutterschaftsurlaub von 14 Wochen gewährt wurde. Stattdessen blieb die frühzeitige Entbindung "eigenes Risiko" der Arbeitnehmerinnen. (Auch der Gesetzgeber passte das Mutterschutzgesetz in § 6 erst im Jahre 2002, also 8 (!) Jahre nach Ablauf der Umsetzungsfrist an.)

Das Verwaltungsgericht stellte fest, dass diese Vorgehensweise nicht europarechtskonform ist. Es stellte fest, dass die Umsetzungsfrist abgelaufen ist und die Richtlinie von ihrem Inhalt her unbedingt und hinreichend bestimmt ist, um im Einzelfall angewandt zu werden. Es hat daher der klagenden Arbeitnehmerin einen unmittelbaren Anspruch auf 14 Wochen Mutterschaftsurlaub zugesprochen (Verwaltungsgericht Düsseldorf vom 16.03.2004, Aktenzeichen 2 K 7370/01 über www.justiz.NRW.de).

Die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Düsseldorf ist nicht nur für den konkreten Sachverhalt - Berechnung des Mutterschaftsurlaubs - relevant: Zu Recht stellte das Verwaltungsgericht fest, das BürgerInnen einen unmittelbaren Anspruch gegen einen Mitgliedstaat aus einer europäischen Richtlinie haben können, wenn der Mitgliedsstaat diese Richtlinie nicht fristgerecht umsetzt. Bei BürgerInnen, die nicht im öffentlichen Dienst arbeiten, bedeutet dies, dass sich ggf. ein Schadenersatzanspruch gegen den Staat ergeben kann. Ein solcher Schadenersatzanspruch wurde z.B. Urlaubern zugesprochen, deren Reiseveranstalter, während sie in Urlaub waren, insolvent wurde. Hier hatte der Gesetzgeber es versäumt, die europäische Richtlinie zur Absicherung in genau diesen Insolvenzfällen umzusetzen. 
Für Beschäftigte im öffentlichen Dienst bedeutet die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts, dass sie einen unmittelbaren Anspruch gegen ihren Dienstherrn haben. Daher sind die Europäischen Richtlinien für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst und auch für Personalräte besonders wichtig. Zu denken ist z.B. an die Antidiskriminierungsrichtlinie 2000/53 EG des Rats, deren Umsetzungsfrist am 19. Juli 2003 ablief, und die nicht, jedenfalls nicht hinreichend umgesetzt wurde. Auch hier ist an unmittelbare Ansprüche gegen den Dienstherrn zu denken. Die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Düsseldorf bestätigt zudem unsere Einschätzung eines unmittelbaren Anspruchs des Personalrats auf Unterlassen, wie wir ihn in unserer Mandanteninformation vom Dezember 2002 - Extraausgabe für Personalräte - darlegten. Diese Mandanteninformation kann von der Seite www.fachanwaeltInnen.de unter dem Link „Mandanteninformationen“ 

heruntergeladen werden.
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